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Bernhard Rothe  Dipl. Ing. Architekt 

 
 

 

 

 

Mitglied der Architektenkammer NRW 
 

 

 

 

Bernhard Rothe –   

Stadt Königswinter 
Herrn Braunsteiner 
Obere Straße 8 
 
53639 Königswinter 
 
 

17.12.2021

Betrifft: Bürgeranhörung vom 17.11.2021 zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 20/3S   
             „Sumpfweg Süd“ - Anregungen u. Anmerkungen im Rahmen der Bürgerbeteiligung 

Sehr geehrter Herr Braunsteiner, 

hiermit  möchte ich nochmals die Gelegenheit nutzen, die bereits im Rahmen der Bürgeranregung 
vom 17. November vorgetragenen und stichwortartig auf Karteikarten dokumentierten Anregungen 
und Einwände zu konkretisieren. 
Ich erkläre hiermit, daß die Neutralisierung der Urheberschaft der beigefügte Anlage nicht 

erforderlich, bzw. nicht erwünscht ist. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernhard Rothe 

Dipl.-Ing. Architekt 

 

 

 
 

Anlage: Aufhebung Bebauungsplan Nr. 20/3S „Sumpfweg Süd“ - Anregungen u. Anmerkungen im Rahmen der Bürgerbeteiligung 
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Anlage:  „Bürgeranhörung vom 17.11.2021 zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 20/3S   
             „Sumpfweg Süd“ - Anregungen u. Anmerkungen im Rahmen der Bürgerbeteiligung 

 
 
 
 
Ergänzende Äußerung zur Bürgeranhörung zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 20/3S 
„Sumpfweg-Süd“ 
 
Anregung: 
Die Verwaltung der Stadt Königswinter möge alles Erdenkliche unternehmen, um eine Bebauung 
des Sumpfweggeländes und aller in Rede stehenden Teilflächen vollständig zu vermeiden und die 
zuständigen politischen Gremien im diesem Sinne zielführend beraten. Eine Freihaltung des 
Geländes muß aus Gründen des Landschafts- und Klimaschutzes oberste Priorität haben – selbst 
wenn mögliche Regressforderungen des Eigentümers im Raum stehen. Im Laufe des 
vergangenen Jahres wurde durch schwerwiegende Katastrophen mehr als deutlich, daß ein aus 
finanziellen Erwägungen unterlassener Klimaschutz für Kommunen - und nicht zuletzt für die 
Steuerzahler - langfristig teurer wird als mittelfristig drohende Schadensersatzforderungen. 
 
Anregung: 
Weiterhin angeregt wird eine Überprüfung und Definition der zukünftigen Entwicklungsziele für 
diesen Bereich des Sumpfweggeländes. Was will die Stadt hier erreichen (Bekenntnis zu einer 
städteplanerisch und ökologisch begründeten Zielsetzung)? 
 
In diesen Zusammenhang wird auch die Überprüfung des noch nicht endgültig fertiggestellten 
Stadtentwicklungskonzeptes ISEK angeregt. 
 
Ausgehend von der Diskussion um die Zukunft des Sumpfweggeländes wird zudem angeregt, 
zukünftige Wohnungsbaupolitik kommunalübergreifend auf Kreisebene abzustimmen und eine 
regionale Arbeitsteilung zwischen den Kommunen zu verabreden. Königswinter sollte dabei 
vorrangig die Aufgabe als Naherholungsbereich für das Kreisgebiet und den Ballungsraum Bonn – 
Köln übernehmen und unbebaute Landschaftsräume vor dem Hintergrund dieser möglichen 
Orientierung maximal schonen und pflegen. Nicht Jeder muss in Königswinter wohnen können - 
das Wohnbedürfnis kann auch in Siegburg oder Troisdorf oder an anderen Standorten in der 
Region erfüllt werden.  
Um der Nachfrage nach Wohnraum nachzukommen, bieten sich im Stadtgebiet andere 
Möglichkeiten als die Inanspruchnahme bisher unbebauter Rheinwiesen an. Ökologisch sinnvoll 
wäre die generationenübergreifende Weiterentwicklung bestehender Wohngebiete der 60er- 80er 
Jahre im Bergbereich und damit verbunden auch die Belebung und ggf. maßvolle Verdichtung der 
Ortskerne. Grundlegende Voraussetzung für diese Entwicklung in den ländlichen Stadtteilen ist die 
Entwicklung und ein konsequenter und zügiger Ausbau eines gut vernetzten ÖPNV-Angebotes - 
ggf. auch unabhängig vom VRS in kommunaler Eigenverantwortung (Fördermöglichkeiten 
ausloten). 
 
Anregung: 
Es wird angeregt einen Bebauungsplan aufzustellen, um 100% des Sumpfweg-Geländes - und 
somit auch die an der Hauptstraße liegenden Flächen - als Grünflächen festzusetzen. 
Es wird angeregt einen Bebauungsplan aufzustellen, um damit ein geeignetes Instrument zur 
Verfügung zu haben, um eine Veränderungssperre durchsetzen zu können in Hinblick auf bereits 
vorgelegte und eventuell noch eingehende Bauanfragen und um die Gewährung diesbezüglicher 
Ausnahmeregelungen vermeiden zu können. 
Sollte – aus welchen Gründen auch immer - der bedauerliche Fall eintreten, daß eine Bebauung 
von Teilflächen des Sumpfweggeländes nicht abgewendet werden kann, wäre ein neuer 
Bebauungsplan das Mindeste, das notwendig wäre, um weiterhin wirksam Einfluß auf das 
Planungsgeschehen nehmen zu können. Ein Bebauungsplan eignet sich als Steuerungsinstrument 
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für Art und Maß der baulichen Nutzung - Tiefe der Baukörper, Höhe, Dachform etc. Das 
sogenannte „städtebauliche Erfordernis“ für die Aufstellung eines Bebauungsplans ist angesichts 
der Bedeutung der Fläche zweifellos gegeben.  
 
Der Einschätzung der Verwaltung, der zur Hauptstraße hin orientierte unbebaute Abschnitt des 
Sumpfweggeländes sei faktisch als Innenbereich zu sehen und demnach eine Bebauung nach § 
34 Bau GB möglich, bzw. sinnvoll, wird hiermit widersprochen. 
 
Anregung: 
Es wird angeregt, den Flächennutzungsplan dahingehend anzupassen, daß 100% des Sumpfweg-
Geländes - und somit auch die an der Hauptstraße liegenden Flächen - als Grünfläche dargestellt 
werden. 
 
Anmerkung: 
Sehr kritisch wahrgenommen wurde im Rahmen der Bürgeranhörung am 17.11.2021 die Tatsache, 
daß es in der Darstellung der Bauverwaltungsseite zunächst nur eine einzige mögliche Option zu 
geben schien - nämlich die der Auslegung der entlang der Hauptstraße liegenden Flächenanteile 
des sog. Sumpfweggeländes als sog. "Innenbereich" und damit verbundener Bebaubarkeit nach § 
34 BauGB. Unerwähnt blieb, daß damit auch weitgehende städteplanerische 
Steuerungsmöglichkeiten aus der Hand gegeben und die weitere Beteiligung der Öffentlichkeit 
entfallen würden. Die reale Möglichkeit, hier jegliche Bebauung mittels Aufstellung eines 
entsprechenden Bebauungsplans auszuschließen und stattdessen explizit eine Grünfläche 
festzusetzen, wurde zunächst nicht thematisiert, schließlich auf Nachfrage hin aber eingeräumt.  
Zunächst ebenfalls nicht erwähnt, auf Nachfrage aber auch eingeräumt, wurde die mögliche 
Variante, eine weitestgehend reduzierte Wohnbauplanung nach definierten städtebaulichen 
Vorgaben mittels eines neuen Bebauungsplans zu entwickeln und gezielt zu steuern, falls sich ein 
Bauvorhaben an dieser Stelle - aus welchen Gründen auch immer - nicht abwenden ließe. Auf 
diesem Wege ließe sich auch eine sogenannte Veränderungssperre hinsichtlich derzeit 
anhängiger Bauanfragen durchsetzen, um ungewollte Ausnahmetatbestände auszuschließen.  
 
Warum die erheblichen Steuerungsmöglichkeiten, die mit einem Bebauungsplanverfahren 
verbunden sind, freiwillig aus der Hand gegeben werden sollten, wirft die Frage nach der 
Zielrichtung des Verwaltungshandelns auf. 
 
Die im Plenum auf viel Zuspruch gestoßene Anregung, in jedem Fall den Aufstellungsbeschluß für 
ein gänzlich neues Bebauungsplanverfahren zu fassen - mit dem vorrangigen Ziel eine Bebauung 
des Sumpfweggeländes auszuschließen und eine Grünfläche auszuweisen, und dies in der 
Überarbeitung des Flächennutzungsplans entsprechend anzupassen, wird an dieser Stelle 
nochmals ausdrücklich wiederholt.  
Über den Rahmen des formalen Beteiligungsverfahrens zur Aufhebung des Bebauungsplans 
Sumpfweg Süd hinaus wird an dieser Stelle zusätzlich angeregt, mit den städtischen Wiesen-
Flächen südlich des AZK ebenso zu verfahren, also jegliche Form von Bebauung auszuschließen. 
Es wird darum gebeten, diese Anregung an eine hierfür zuständige Stelle weiterzuleiten und so zu 
kanalisieren, daß an geeigneter Stelle darüber beraten und entschieden werden kann.  
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorstehenden Anregungen und Weiterleitung an alle beteiligten 
Entscheidungsebenen. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Bernhard Rothe, 
Dipl.-Ing. Architekt 



Ursula Brungs, Winzerstraße 20 
Jörg Pauly, An der Helte 14 

Königswinter, den 20. Dezember 2021 

U. Brungs * Winzerstr. 20 * /1. Pauly * An der 'leite 14 * 53G39 Königswinter 

Stadt Königswinter 
— Der Bürgermeister —
Obere Straße 8 

5 3 6 3 9 Königswinter 

Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 20/3 S „Sumpfweg-Süd" für den Bereich „Am Rheinufer/Am Werth" 
in Niederdollendorf, 1. Änderung 
hier: Stellungnahme im Rahmen der 1. Öffentlichkeitsbeteiligung 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zur beabsichtigten Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 20/3 S 
„Sumpfweg-Süd" für den Bereich „Am Rheinufer/Am Werth" in Niederdollendorf, 1. Änderung (Ände-
rungsplan) in Niederdollendorf reichen wir diese Stellungnahme ein. Wir verzichten in Anlehnung an § 6 (4) 
der Hauptsatzung ausdrücklich auf die Anonymisierung unserer persönlichen Daten, soweit sie aus dieser 
Stellungnahme ersichtlich sind. Darüber hinaus haben Sie ja in der amtlichen Bekannt-machung auf die 
Regelung des § 6 (1) DSGVO hingewiesen. 

Obwohl wir diese Stellungnahme gemeinsam einreichen, bitten wir Sie, uns jeweils gesondert zu informieren 
und auf dem laufenden Stand zu halten' 

Mit freundlichen Grüßen 

Unsere Stellungnahme fällt kurz aus, denn wir wenden uns nicht gegen die Aufhebung des 
Änderungsplanes, sondern gegen die in Teilen falsche oder doch bezweifelbare Begründung in der 
Sitzungsvorlage und der Anlage 3 mit der darin formulierten, im weiteren Verfahrensgang und damit 
rechtlich bedeutsamen Darlegung der Gründe. 

Inwieweit eine in wesentlichen Teilen zweifelhafte Begründung die Wirksamkeit der 
Beteiligungsverfahren, der Abwägungen und Beschlußfassungen negativ beeinflußt bis hin zur 
Fehlerhaftigkeit der Beschlüsse, können wir nicht beurteilen. Wir geben daher nur zu bedenken, daß die 
Ausführungen zum Vorhandensein eines Innenbereiches entlang der Hauptstarße und südlich des 
„Wäldchens" unseres Erachtens nicht zutreffen und unberechtigte Hoffnungen Bauwilliger wecken könnten! 

Zum einen gibt es ab der Parkstraße südwärts keinen Bebauungszusammenhang; zum anderen wird für 
den Fall eines doch angenommenen Scheins eines Bebauungszusammenhanges in der Begründung zu recht 
festgehalten, daß das besagte „Wäldchen" den Bebauungszusammenhang unterbricht. Ein solcher 
Bebauungszusammenhang entsteht dann nicht für fünf sehr vereinzelt stehende Villen wieder neu. 

Demgemäß gibt es auch keine „Lücken" zwischen den Villen Hauptstraße 188/190 - 200 oder 204/204a — 
Johannes-Albers-Allee! Die Bebauung der Johannes-Albers-Allee ist zudem nach ihrer Lage und Art gar 
nicht der Hauptstraße zuzurechnen, sondern ihre drei Gebäude plus das Arbeitnehmerzentrum stellen einen 
winzigen Siedlungssplitter respektive Einzelbauten dar, die, wie die erwähnten Villen an der Hauptstraße 
keinen annähernd siedlungsähnlichen Ortsteil bilden. 

Mit Fortfall der beiden Sumpfweg-Bebauungspläne (Stammplan und 1. Änderungsbebauungsplan) 
handelt es sich daher nicht um einen, wie die Begründung bemerkt, „unbeplanten Innenbereich". 

Demgemäß sind wir auch der Ansicht, daß die Ausführungen zur Bedeutung des § 78 WHG für diesen 
Bereich südlich des Wäldchens nicht zutreffen. Da es sich hier vielmehr um einen Außenbereich handelt wie 

Ursula Brungs, Winzerstraße 20
Jörg Pauly, An der Helte 14

Königswinter, den 20. Dezember 2021

U. Brungs * Winzerstr. 20 * ZJ, Pauly * An der Helte 14 * 53639 Königswinter
Stadt Königswinter
- Der Bürgermeister -
Obere Straße 8

5 3 6 3 9 Königswinter

Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 20/3 S „Sumpfweg-Süd“ für den Bereich „Am Rheinufer/Am Werth“ 
in Niederdollendorf, 1. Änderung
hier: Stellungnahme im Rahmen der 1. Öffentlichkeitsbeteiligung

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zur beabsichtigten Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 20/3 S 
„Sumpfweg-Süd“ für den Bereich „Am Rheinufer/Am Werth“ in Niederdollendorf, 1. Änderung (Ände
rungsplan) in Niederdollendorf reichen wir diese Stellungnahme ein. Wir verzichten in Anlehnung an § 6 (4) 
der Hauptsatzung ausdrücklich auf die Anonymisierung unserer persönlichen Daten, soweit sie aus dieser 
Stellungnahme ersichtlich sind. Darüber hinaus haben Sie ja in der amtlichen Bekannt-machung auf die 
Regelung des § 6 (1) DSGVO hingewiesen.

Obwohl wir diese Stellungnahme gemeinsam einreichen, bitten wir Sie, uns jeweils gesondert zu informieren 
und auf dem laufenden Stand zu haltend/’
Mit freundlichen Grüßen j _ r zV""/\

Unsere Stellungnahme fällt kurz aus, denn wir wenden uns nicht gegen die Aufhebung des 
Änderungsplanes, sondern gegen die in Teilen falsche oder doch bezweifelbare Begründung in der 
Sitzungsvorlage und der Anlage 3 mit der darin formulierten, im weiteren Verfahrensgang und damit 
rechtlich bedeutsamen Darlegung der Gründe.

Inwieweit eine in wesentlichen Teilen zweifelhafte Begründung die Wirksamkeit der 
Beteiligungsverfahren, der Abwägungen und Beschlußfassungen negativ beeinflußt bis hin zur 
Fehlerhaftigkeit der Beschlüsse, können wir nicht beurteilen. Wir geben daher nur zu bedenken, daß die 
Ausführungen zum Vorhandensein eines Innenbereiches entlang der Hauptstarße und südlich des 
„Wäldchens“ unseres Erachtens nicht zutreffen und unberechtigte Hoffnungen Bauwilliger wecken könnten!

Zum einen gibt es ab der Parkstraße südwärts keinen Bebauungszusammenhang; zum anderen wird für 
den Fall eines doch angenommenen Scheins eines Bebauungszusammenhanges in der Begründung zu recht 
festgehalten, daß das besagte „Wäldchen“ den Bebauungszusammenhang unterbricht. Ein solcher 
Bebauungszusammenhang entsteht dann nicht für fünf sehr vereinzelt stehende Villen wieder neu.

Demgemäß gibt es auch keine „Lücken“ zwischen den Villen Hauptstraße 188/190 - 200 oder 204/204a - 
Johannes-Albers-Allee! Die Bebauung der Johannes-Albers-Allee ist zudem nach ihrer Lage und Art gar 
nicht der Hauptstraße zuzurechnen, sondern ihre drei Gebäude plus das Arbeitnehmerzentrum stellen einen 
winzigen Siedlungssplitter respektive Einzelbauten dar, die, wie die erwähnten Villen an der Hauptstraße 
keinen annähernd siedlungsähnlichen Ortsteil bilden.

Mit Fortfall der beiden Sumpfweg-Bebauungspläne (Stammplan und 1. Änderungsbebauungsplan) 
handelt es sich daher nicht um einen, wie die Begründung bemerkt, „unbeplanten Innenbereich“.

Demgemäß sind wir auch der Ansicht, daß die Ausführungen zur Bedeutung des § 78 WHG für diesen 
Bereich südlich des Wäldchens nicht zutreffen. Da es sich hier vielmehr um einen Außenbereich handelt wie 
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auch beim sonstigen weit überwiegenden Teil des Stammplan-Gebietes, ist § 78 WHG hier durchaus 
einschlägig und vollumfänglich zu beachten mit der Folge, daß eine Bebauung des 
Überschwemmungsgebietes kategorisch ausgeschlossen ist. 

Die Begründung verweist richtig darauf, daß das Gebiet nahezu vollständig im ÜSG Rhein für ein 
hundertjährliches Hochwasser (HQ100) liegt und außerdem ausnahmslos im Hochwassergefahren- und -
risikogebiet von Hochwassern mit extrem seltener Wahrscheinlichkeit (HQextrem). 

Nicht nur die Hochwasserkatastrophen an üblicherweise kleinen Flüssen wie der Ahr, Swift, Erft und 
Wupper Mitte Juli 2021, sondern auch alle sonstigen Beobachtungen zur seit Jahren anhaltenden 
Klimaveränderung mit langanhaltenden Hitzeperioden, sich jahreszeitlich verschiebenden Hochwassern und 
extremen Wetterereignissen wie Starkregen usw. machen es im gesellschaftlichen wie wirtschaftlichen, erst 
recht aber auch im ökologischen Sinne zu einer Pflicht aller Akteure, keine weiteren 
Überschwemmungsgebiete und Retentionsräume mehr zu verbauen, sondern diese freizuhalten und ihnen 
beste Wirksamkeit für den Fall extremer Wasserereignisse zu sichern. 

Die Verwaltung hält richtig fest, daß „die bestehenden Freiflächen zwischen Rheinufer und Hauptstraße ... 
eine der letzten größeren, zusammenhängenden unbebauten Flächen in Rheinnähe dar(stellen)". Sie fährt 
fort: „Neben ihrer ökologischen Funktion liegen die Flächen auch im Überschwemmungsgebiet des Rheins 
und stellen einen Hochwasserrückhalteraum dar ...." und kommt am Ende zu dem dann inkonsequenten 
Ergebnis (Fettschrift von uns): 

„... soll auf die Bebauung der Freiflächen im Plangebiet weitgehend verzichtet werden." 
Nein, es ist eindeutig ganz auf eine Bebauung zu verzichten, zumal das Gebiet bei auch von der 

Verwaltung erwähnten Extremhochwasser weitestgehend bis zu 4 m hoch unter Wasser steht. 

Es kommt folgendes hinzu: Der Teil jenes Gebietes, der zwischen der Sumpfwegtrasse und der 
Hauptstraße liegt und mit gefährlichen Altlasten verseucht ist, ist rund 28.000 Quadratmeter groß; hier 
wurden vor Jahrzehnten die Böden der Aue mit erheblich umweltgefährdenden Stoffen aufgeschüttet und 
dabei bis zu 6 m hoch über ihr Ursprungsniveau angehoben. 

Da die dem Investor seinerzeit auferlegte Probennahme und Auswertung in fachlich unzulässiger Weise 
erfolgt ist, dennoch aber eine hohe, grenzwerteüberschreitende Toxizität erwiesen ist, sind die eingebrachten 
Fremdmaterialien ausnahmslos zu beseitigen. Im Anschluß ist die ursprüngliche, deutlich tiefer gelegene und 
als Retentions- bzw. Rheinausdehnungsraum viel besser geeignete Aue wiederherzustellen und zu 
renaturieren. 

Eine Bebauung der Aufschüttungsgebiete ist zu unterbinden; es würde zudem quasi eine Belohnung für 
das seinerzeit erfolgte und dem heutigen Grundstückseigentümer anzurechnende Schmälern der Aue 
darstellen, wenn dem Investor nach der Beseitigung der Altlasten erlaubt würde, diese Rheinaue erneut auf 
ein bebaubares Niveau anzuheben. 

Im übrigen wenden wir uns dagegen, daß die Begründung es so hinstellt, als sei zumindest der —
immerhin rund 11.00 qm große — Bereich an der Westseite der Hauptstraße frei nach § 34 BauGB bebaubar. 
Wir halten es hingegen für zwingend, daß ein Gebiet dieser Größe und mehrfachen Bedeutung einzig über 
ein Bauleitplanverfahren mit Aufstellung eines Bebauungsplanes in Richtung einer Neubebauung (neues 
Baugebiet) entwickelt werden könnte. Dazu aber schreibt die Begründung richtig: „Die Ausweisung neuer 
Baugebiete im Außenbereich ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten untersagt." 

Es kann aber nicht sein, daß wegen dieser Eindeutigkeit und des Vorrangs von § 78 WHG einfach der 
Außenbereichscharakter des straßenbegleitenden Gebietsteils ignoriert und die Erforderlichkeit eines (wenn 
überhaupt) Bauleitplanverfahrens für ein faktisch geplantes neues Baugebiet nicht erwogen wird, um eine 
künftige Bebauung in rechtlich riskanter Weise allein nach § 34 BauGB zu ermöglichen. 

Wenn im Zuge der weiteren Befassung mit der Aufhebung des Änderungsbebauungsplanes und des 
Stammplans noch die Begründungen korrigiert werden, sollte unserer Meinung nach einer rechtswirksamen, 
unanfechtbaren Aufhebung nichts im Wege stehen. 

Es wird darauf zu achten sein, daß alle verfahrenserheblichen Unterlagen stets auch konkret vorliegen und 
beraten werden. 

auch beim sonstigen weit überwiegenden Teil des Stammplan-Gebietes, ist § 78 WHG hier durchaus 
einschlägig und vollumfänglich zu beachten mit der Folge, daß eine Bebauung des 
Überschwemmungsgebietes kategorisch ausgeschlossen ist.

Die Begründung verweist richtig darauf, daß das Gebiet nahezu vollständig im ÜSG Rhein für ein 
hundertjährliches Hochwasser (HQ100) liegt und außerdem ausnahmslos im Hochwassergefahren- und - 
risikogebiet von Hochwassern mit extrem seltener Wahrscheinlichkeit (HQextrem).

Nicht nur die Hochwasserkatastrophen an üblicherweise kleinen Flüssen wie der Ahr, Swift, Erft und 
Wupper Mitte Juli 2021, sondern auch alle sonstigen Beobachtungen zur seit Jahren anhaltenden 
Klimaveränderung mit langanhaltenden Hitzeperioden, sich jahreszeitlich verschiebenden Hochwassern und 
extremen Wetterereignissen wie Starkregen usw. machen es im gesellschaftlichen wie wirtschaftlichen, erst 
recht aber auch im ökologischen Sinne zu einer Pflicht aller Akteure, keine weiteren 
Überschwemmungsgebiete und Retentionsräume mehr zu verbauen, sondern diese freizuhalten und ihnen 
beste Wirksamkeit für den Fall extremer Wasserereignisse zu sichern.

Die Verwaltung hält richtig fest, daß „die bestehenden Freiflächen zwischen Rheinufer und Hauptstraße ... 
eine der letzten größeren, zusammenhängenden unbebauten Flächen in Rheinnähe dar(stellen)“. Sie fährt 
fort: „Neben ihrer ökologischen Funktion liegen die Flächen auch im Überschwemmungsgebiet des Rheins 
und stellen einen Hochwasserrückhalteraum dar und kommt am Ende zu dem dann inkonsequenten 
Ergebnis (Fettschrift von uns):

„... soll auf die Bebauung der Freiflächen im Plangebiet weitgehend verzichtet werden.“
Nein, es ist eindeutig ganz auf eine Bebauung zu verzichten, zumal das Gebiet bei auch von der 

Verwaltung erwähnten Extremhochwasser weitestgehend bis zu 4 m hoch unter Wasser steht.

Es kommt folgendes hinzu: Der Teil jenes Gebietes, der zwischen der Sumpfwegtrasse und der 
Hauptstraße liegt und mit gefährlichen Altlasten verseucht ist, ist rund 28.000 Quadratmeter groß; hier 
wurden vor Jahrzehnten die Böden der Aue mit erheblich umweltgefährdenden Stoffen aufgeschüttet und 
dabei bis zu 6 m hoch über ihr Ursprungsniveau angehoben.

Da die dem Investor seinerzeit auferlegte Probennahme und Auswertung in fachlich unzulässiger Weise 
erfolgt ist, dennoch aber eine hohe, grenzwerteüberschreitende Toxizität erwiesen ist, sind die eingebrachten 
Fremdmaterialien ausnahmslos zu beseitigen. Im Anschluß ist die ursprüngliche, deutlich tiefer gelegene und 
als Retentions- bzw. Rheinausdehnungsraum viel besser geeignete Aue wiederherzustellen und zu 
renaturieren.

Eine Bebauung der Aufschüttungsgebiete ist zu unterbinden; es würde zudem quasi eine Belohnung für 
das seinerzeit erfolgte und dem heutigen Grundstückseigentümer anzurechnende Schmälern der Aue 
darstellen, wenn dem Investor nach der Beseitigung der Altlasten erlaubt würde, diese Rheinaue erneut auf 
ein bebaubares Niveau anzuheben.

Im übrigen wenden wir uns dagegen, daß die Begründung es so hinstellt, als sei zumindest der - 
immerhin rund 11.00 qm große - Bereich an der Westseite der Hauptstraße frei nach § 34 BauGB bebaubar. 
Wir halten es hingegen für zwingend, daß ein Gebiet dieser Größe und mehrfachen Bedeutung einzig über 
ein Bauleitplanverfahren mit Aufstellung eines Bebauungsplanes in Richtung einer Neubebauung (neues 
Baugebiet) entwickelt werden könnte. Dazu aber schreibt die Begründung richtig: „Die Ausweisung neuer 
Baugebiete im Außenbereich ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten untersagt.“

Es kann aber nicht sein, daß wegen dieser Eindeutigkeit und des Vorrangs von § 78 WHG einfach der 
Außenbereichscharakter des straßenbegleitenden Gebietsteils ignoriert und die Erforderlichkeit eines (wenn 
überhaupt) Bauleitplanverfahrens für ein faktisch geplantes neues Baugebiet nicht erwogen wird, um eine 
künftige Bebauung in rechtlich riskanter Weise allein nach § 34 BauGB zu ermöglichen.

Wenn im Zuge der weiteren Befassung mit der Aufhebung des Änderungsbebauungsplanes und des 
Stammplans noch die Begründungen korrigiert werden, sollte unserer Meinung nach einer rechtswirksamen, 
unanfechtbaren Aufhebung nichts im Wege stehen.

Es wird darauf zu achten sein, daß alle verfahrenserheblichen Unterlagen stets auch konkret vorliegen und 
beraten werden.
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Von:

Gesendet: Samstag, 1. Januar 2022 18:38

An: Braunsteiner, Dominik

Betreff: buergeranhoerung sumpfweg hochwasserschutz

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen der Bürgerinitiative Rheinaue Königswinter möchte ich auf den 
aktuallisierten Hochwasserrisikomanagementplan der Flussgebietsgemeinschaft Rhein für den Zeitraum 2021 bis 
2027 (HWRM-Plan für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit Rhein) hinweisen, der am 22.12.2021 
veröffentlicht wurde. Da die Grundstücke, die von der Aufhebung des Bebauungsplans bzw. von der Änderung des 
FNP betroffen sind, im Überschwemmungsgebiet eines HQ 100 (mittlere Wahrscheinlichkeit) liegen, ist das ein 
relevantes Papier. Darin heißt es u.a. über den Verzicht auf Bebauung solcher Gebiete: 

„Im Ergebnis kommt es dadurch zu folgenden Verbesserungen: 

• Die Siedlungstätigkeit wurde in diesen Gebieten deutlich eingeschränkt, neue Bauwerke dürfen i. d. R. nicht 
errichtet werden. Eine Zunahme neuer Risiken (Siedlungen, Infrastruktur) wird dadurch vermieden. Zusätzlich 
wird einem weiteren Verlust von Retentionsfläche vorgebeugt. Damit können künftige Risiken durch eine 
Abflussverschärfung unterhalb vermieden werden. Insgesamt werden positive Wirkungen hinsichtlich der 
Minderung des hochwasserbedingten Schadenspotenzials erzielt.“ 

Und ferner: 

„Weiterhin werden die Länder prüfen, ob und wie eine Steigerung der Fortschritte bei der Zielerreichung 
insbesondere für die 

• Flächenvorsorge (Verbesserung der Flächenvorsorge durch Berücksichtigung der Hochwasserrisiken in der 
räumlichen Planung und Fachplanung, Ziel 1.1) sowie im 

• Bereich der Bauvorsorge (Verbesserung der Bauvorsorge bei Neubau und Sanierungen (hochwasserangepasste 
Bauweise, Ziel 1.4) 

möglich und notwendig ist und diese entsprechend anstreben.“ 

Mit freundlichen Grüßen 
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